
Mit der Erhöhung der gesellschaftlichen Verantwor­
tung der Bürger im sozialistischen Staat steigen die 
Anforderungen an ihr Verhalten, da — wie Eörsi 
aiusführt — die Möglichkeit und die Bereitschaft der 
Bürger, Schäden zu vermeiden, ständig zunimmt18. 
Kennzeichnend für die Bürger ist ihr Streben nach 
hohen Verhaltensmaßstäben. Dies sind — wie eingangs 
erwähnt — jedoch keine imerreichbaren, nur von we­
nigen Menschen unter idealen Umständen zu verwirk­
lichende, sondern für bestimmte konkrete Situationen 
geltende objektive Durchschnitfcsmaßstäbe, deren Be­
achtung die sozialistische Gesellschaft fordert und die 
von jedem Bürger19 eingehalten werden können.
Kietz/Mühlmann haben zutreffend darauf hin­
gewiesen, daß „das Verhalten der zivilrechtlich Han­
delnden nicht nach ihren individuellen Möglichkeiten 
und Fähigkeiten, sondern nach Anforderungen beur­
teilt werden (müßte), die für den in einer bestimm­
ten Situation normal Handelnden gelten. Es müßte zum 
Ausdrude gebracht werden, daß das Verschulden daran 
gemessen wird, ab sich ein Schuldner so verhalten hat, 
wie es in Anbetracht der konkreten Situation — also 
insbesondere unter Berücksichtigung von Ziel und 
Zweck des Vertrages — im allgemeinen zu erwarten 
war.“20

Eine Abweichung von diesen Maßstäben mit der Folge 
der Schadensverursachung ist daher als subjektives 
Versagen (Verschulden) zu werten, das der Schadens­
verursacher mit allen sich für ihn ergebenden mate­
riellen Konsequenzen zu vertreten hat. Die Schadens­
verursachung begründet die Vermutung des Verschul­
dens. Allerdings sollte nicht davon ausgegangen wer­
den, daß das Verschulden „der Verursachung hinzuzu­
fügen“21 22, sondern daß es ein ihr bereits innewohnen­
des Element ist; denn Verursachung eines Schadens, 
Verletzung einer vertraglichen oder sonstigen Rechts­
pflicht und Verschulden als subjektive Voraussetzung 
der Verantwortlichkeit sowie der kausale Zusammen­
hang zwischen Pflichtverletzungen und eingetretenem 
Schaden bilden eine Einheit und sind nur in ihrem 
wechselseitigen Zusammenhang für die Prüfung der 
materiellen Verantwortlichkeit zu erfassen.
Im Grundsätzlichen 'bestehen deshalb insoweit keine 
Unterschiede zwischen den Anforderungen, die an das 
Verhalten von Vertragspartnern, und denen, die an 
das Verhalten von Beteiligten an Schadensfällen zu 
stellen sind28.
Steht bei der Verletzung vertraglicher Pflichten der 
Vorwurf im Vordergrund, daß der Vertragspartner 
nicht alle Anstrengungen zur Erreichung des Ver­
tragsziels unternommen hat, so besteht bei der Ver­
letzung von Rechtspflichten im Rahmen der außerver­
traglichen Verantwortlichkeit der Kern des Vorwurfs

18 Eörsi, „Die zivilrechtliche Verantwortlichkeit im ungarischen 
Zivilgesetzbuch“, in: Das Ungarische Zivilgesetzbuch in fünf 
Studien, Budapest 1963, S. 273.
19 Dabei wird selbstverständlich nur von geschäftsfähigen Bür­
gern ausgegangen. Die Verantwortlichkeit für Schäden, die von 
Bürgern verursacht wurden, die geistesgestört sind oder die 
an anderen Bewußtseinsstörungen leiden, unterliegt anderen 
Grundsätzen.
20 Kietz/Mühlmann, „Zur Regelung des Verschuldens im künf­
tigen ZGB“, NJ 1966 S. 431.
21 Kietz/Mühlmann, a. a. O., S. 430.
22 Straßmann („Zur Anspruchskonkurrenz zwischen vertrag­
licher und deliktiseher Verantwortlichkeit“, Wirtschaftsrecht 
1970, Heft 2, S. 72) unterstreicht unter Bezugnahme auf Bley,
daß die Funktionen der materiellen Verantwortlichkeit für
rechtswidrige Schadenszufügungen außerhalb von Vertrags-
Verhältnissen sich von denen der vertraglichen Verantwortlich­
keit nicht unterscheiden. Er schreibt: „Gemeinsames Merkmal
der vertraglichen und der deliktischen Verantwortlichkeit ist, 
daß beide Reaktionen auf rechtswidriges Verhalten des Schä­
digers darstellen. Gemeinsam ist beiden daher auch die gesell­
schaftliche Funktion, . .. durch die in der konkreten Scha­
denersatzpflicht zum Ausdruck kommende moralische Bewer­
tung des Schadenverursachers erzieherisch auf diesen einzu­
wirken.“

Oberst (JD) a. D. Max Berger
11. Juli 1893 - 25. Mai 1970

Schon im Jugendalter fand Max Berger zur Arbeiterbewe­
gung. Im Jahre 1912 wurde er Mitglied der SPD. Als er 
später erkannte, daß die reformistische Führung der Sozial­
demokratie alles unternahm, um die Herrschaft des deut­
schen Imperialismus zu erhalten, wurde er 1926 Mitglied 
der KPD.
Nach dem Machtantritt der Faschisten arbeitete Genosse 
Max Berger illegal für die Partei. Er wurde von der Gestapo 
verfolgt, 1936 zu einer mehrjährigen Zuchthausstrafe ver­
urteilt und danach unter Polizeiaufsicht gestellt. Das konnte 
jedoch seine Überzeugung vom Sieg des Sowjetvolkes über 
den Faschismus nicht beeinflussen.
Als Aktivist der ersten Stunde baute er die Staatsanwalt­
schaft Berlin-Prenzlauer Berg auf und wurde später der 
erste Generalstaatsanwalt von Berlin. In diesen Funktio­
nen erwarb er sich große Verdienste.
Hohen Anteil hatte Max Berger an der Verfolgung und 
Verurteilung von Nazi- und Kriegsverbrechern. So vertrat 
er im Prozeß gegen die entmenschten Täter der „Köpe- 
nicker Blutwoche“ die Anklage und trug mit seinem von 
Humanismus und Parteilichkeit erfüllten Auftreten dazu bei, 
daß das grausame Nazisystem in seiner Gesamtheit ent­
larvt wurde.
Im Jahre 1953 wurde Genossen Max Berger die ehrenvolle 
Aufgabe zuteil, die Staatsanwaltschaft der Deutschen Volks­
polizei aufzubauen. Als erster Oberstaatsanwalt der bewaff­
neten Organe der DDR und später als Militär-Oberstaats­
anwalt erwarb er sich bleibende Verdienste beim Aufbau 
der Militärjustizorgane, bei der Erziehung staatsbewußter 
Justizkader sowie bei der Weiterentwicklung der Gesetz­
lichkeit und der Rechtspflege in den bewaffneten Orga­
nen.
Die Regierung der DDR ehrte ihn für seine hervorragenden 
Verdienste mit hohen Auszeichnungen, so u. a. mit dem 
Vaterländischen Verdienstorden in Gold und mit der Me­
daille „Für Verdienste in der Rechtspflege" in Gold.
Wir werden des Genossen Max Berger stets ehrend ge­
denken.

darin, daß der Schadensverursacher nicht alles zur 
Vermeidung des Schadens unternommen hat. Fahr­
lässig handelt danach derjenige, der den Schaden da­
durch verursacht, daß er aus mangelnder Sorgfalt, 
aus Leichtfertigkeit, Gleichgültigkeit oder ähnlichen 
Gründen sich nicht so verhält, wie es in der gege­
benen Lage entsprechend, den allgemein zu stellen­
den Anforderungen tzur Vermeidung des Schadens not­
wendig ist23 * * * *. Vorsätzlich handelt dagegen derjenige, 
der den Schaden bewußt herbeifiührt oder den mögli­
chen Eintritt einer solchen Folge in sein Handeln ein­
bezieht.
Die generelle Vermutung des Verschuldens schließt 
nicht aus, daß in bestimmten Fällen der Schadensver­
ursachung das Element des Verschuldens fehlt. Ist die 
Schadenszufügung auf Umstände zurückzuführen, auf 
die der Verursacher keinen Einfluß hatte, oder ent­
sprach sein Verhalten den in der konkreten Situation 
an ihn zu stellenden Anforderungen, so muß dem 
Schadensverursacher die Möglichkeit der Entlastung 
von der Präsumtion des Verschuldens eingeräumt wer­
den. Den Beweis dafür, daß ihn kein Verschulden 
trifft, hat künftig — der Konzeption folgend, daß das 
Verschulden als ein der Verursachung innewohnendes 
Element angesehen wird — der Verursacher zu führen. 
Mit dieser im Unterschied zur geltenden Rechtslage

23 Worin die Anforderungen im konkreten Fall bestanden ha­
ben, läßt sich im Gesetz nicht durch eine einheitliche Verhal­
tensdefinition festlegen. Es wird daher eine Formulierung ge­
wählt werden müssen, die der Rechtsprechung Raum gibt, die 
Verhaltensanforderungen im Einzelfall auf der Grundlage der 
allgemeinen Verhaltenspflichten der Bürger zu prüfen.
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